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Spendable Finanzbranche –  
Privatisierte Alterssicherung?

In Deutschland wird das Gesamtsystem der Alterssicherung seit mehr als einer Dekade 
konzeptionell umgestaltet. Das Leistungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung 
wurde deutlich abgesenkt. Die daraus entstehende Versorgungslücke soll durch kapital-
marktbasierte betriebliche und private Vorsorgeformen kompensiert werden. Von diesem 
rentenpolitischen Paradigmenwechsel profitieren insbesondere Banken, Investmentgesell-
schaften und Versicherungen durch den Vertrieb entsprechender Altersvorsorgeprodukte. 
Die Analyse der Großspenden an Bundestagsparteien zeigt, dass die Finanzbranche ihr fi-
nanzielles Engagement in Phasen konzeptioneller Richtungsentscheidungen und politi-
scher Entscheidungsfindung deutlich intensiviert hat. Der Beitrag geht der Frage nach, 
inwieweit zwischen den Rentenreformen und der Spendenpraxis der Finanzbranche ein 
Zusammenhang hergestellt werden kann.q

jörg sommer, diana wehlau

1. �Paradigmenwechsel in der deutschen 
Rentenpolitik

Die deutsche Rentenpolitik hat in den vergangenen zehn 
Jahren unter den Schlagwörtern des aktivierenden Wohl-
fahrtsstaates und der Eigenverantwortung in kurzer Abfol-
ge tief greifende Reformgesetze auf den Weg gebracht: 
Riester-Rente, Rürup-Rente, Nachhaltigkeitsfaktor, Rente 
mit 67. Durch den Einbau verschiedener „Dämpfungsfak-
toren“ in die Rentenanpassungsformel und durch die Her-
aufsetzung des gesetzlichen Renteneintrittsalters ist das 
zukünftige Leistungsniveau der gesetzlichen Rente massiv 
abgesenkt worden. Zur Sicherung der Einkommensverste-
tigung im Alter ist nicht länger allein die gesetzliche Ren-
tenversicherung als zentrale Institution der Alterssicherung 
in der Pflicht. Stattdessen soll die aus den Leistungskürzun-
gen resultierende Versorgungslücke durch individuelles, 
kapitalmarktbasiertes Vorsorgesparen geschlossen werden. 
Hierzu gewährt der Staat Steuervorteile und Zulagen, sofern 
die Versicherten betrieblich oder privat mit einer „Riester-
Rente“ für das Alter vorsorgen. Durch diese Maßnahmen 
ist ein inkrementeller rentenpolitischer Paradigmenwechsel 
eingeleitet worden (Nullmeier 2001; Lamping/Rüb 2004). 
Eine abschließende sozialpolitische Bewertung der Privati-
sierung der Alterssicherung steht noch aus, zumal zu den 
zentralen Aspekten lückenhafte, widersprüchliche oder gar 
keine Daten vorliegen (Blank 2011a).

Neben den verteilungspolitischen Wirkungen der Re-
formen werden in der Literatur auch die Ursachen und 
Antriebskräfte dieses Paradigmenwechsels kontrovers dis-
kutiert: Bis Ende der 1990er Jahre galt das deutsche Ren-
tensystem noch als schwer reformierbar und die deutsche 
Rentenpolitik als „Musterbeispiel der Pfadtreue“ (Schmidt 
2003, S. 247). In der öffentlichen und politischen Debatte 
wurde der Umbau des bundesdeutschen Alterssicherungs-
systems primär mit externen Zwängen begründet. Demnach 
würden die ökonomische und demografische Entwicklung 
wie auch die Generationengerechtigkeit nahezu zwangsläu-
fig den Rückbau des staatlichen Systems und eine Privati-
sierung der Alterssicherung erfordern (hierzu kritisch 
Christen 2011). Auch die Europäische Union und die zu-
nehmende Europäisierung der Alterssicherung werden als 
relevante Triebkräfte des eingeleiteten Umbaus gesehen 
(Sommer 2007; Stuchlik 2010; Willert 2010). Weitergehen-
de sozialwissenschaftliche Erklärungsansätze betonen die 
Bedeutung politischer Akteure sowie ihrer jeweiligen Inte-
ressen und Diskursstrategien. Hierbei wird der Fokus auf 
den Einfluss von Regierungen und Parteien (Schludi 2005; 
Trampusch 2006; Hegelich 2008; Ruser 2011) sowie 

q	Wir danken den anonymen Gutachtern/Gutachterinnen der 
WSI-Mitteilungen für die hilfreichen Anmerkungen zu den 
Vorfassungen dieses Beitrags.

©
 W

SI
 M

it
te

ilu
ng

en
 2

01
2

D
ie

se
 D

at
ei

 u
nd

 ih
r I

nh
al

t s
in

d 
ur

he
be

rr
ec

ht
lic

h 
ge

sc
hü

tz
t.

 N
ac

hd
ru

ck
 u

nd
 V

er
w

er
tu

ng
  

(g
ew

er
bl

ic
he

 V
er

vi
el

fä
lti

gu
ng

, A
uf

na
hm

e 
in

 e
le

kt
ro

ni
sc

he
 D

at
en

ba
nk

en
, V

er
öf

fe
nt

-
lic

hu
ng

 o
nl

in
e 

od
er

 o
ffl

in
e)

 s
in

d 
ni

ch
t 

ge
st

at
te

t.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2012-6-419 - Generiert durch IP 216.73.216.57, am 07.03.2026, 21:18:01. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2012-6-419


aufsätze

420

der Sozialpartner (Wiß 2011) gelegt und argumentiert, dass 
diese Akteure zwar durch den institutionellen Kontext ge-
prägt werden, aber gleichzeitig genügend Handlungsspiel-
raum verbleibt, Institutionen weiterzuentwickeln und zu 
verändern. Überdies agieren auch Wissenschaft, Politikbe-
ratung und Medien sowie Unternehmen und Verbände in 
der Rentenpolitik und vertreten dort ihre spezifischen In-
teressen (Brettschneider 2009; Schmähl 2011a, 2011b).

Im Hinblick auf den rentenpolitischen Policy-Wandel 
richten wir unseren Blick auf Banken, Investmentgesell-
schaften und Versicherungen, da diese ein besonders stark 
ausgeprägtes Interesse an einer Privatisierung der Alterssi-
cherung haben. Gleichzeitig verfügt die Finanzbranche über 
die nötigen materiellen und immateriellen Ressourcen und 
Einflusskanäle, um ihre Interessen zu vertreten und Ziel-
vorstellungen in rentenpolitische Reformprozesse einzu-
bringen (Wehlau 2009). Ein Instrument zur Beeinflussung 
und Flankierung politischer Entscheidungsprozesse sind 
Parteispenden. Deren Wirkungskraft sollte zwar nicht über-
schätzt werden, weil sich die Bundestagsparteien nur bis zu 
einem Drittel aus Spendengeldern finanzieren. Auch ist die 
Zweckgebundenheit von sogenannten „Einflussspenden“ 
(Eisfeld 2001, S. 242) im Hinblick auf konkrete politische 
Einzelentscheidungen kaum nachweisbar (Höpner 2006). 
Die Finanzflüsse von Unternehmen zu Parteien sind aber 
ein wichtiger Hinweis auf intendierte politische Einfluss-
nahme, da diese zumeist in ein ganzes Spektrum lobbyisti-
scher Aktivitäten und Beziehungsstrukturen eingebunden 
sind.w

Vor diesem Hintergrund analysiert der vorliegende Bei-
trag die Parteispenden der Finanzbranche im Hinblick auf 
die Motive und Parallelen zu politischen Entwicklungslini-
en in der deutschen Rentenpolitik. Die Anbieter privater 
Altersvorsorge gelten gemeinhin als „Gewinner“ der kon-
zeptionellen Neuausrichtung der deutschen Rentenpolitik 
und hatten daher ein besonders stark ausgeprägtes privat-
wirtschaftliches Interesse an diesem rentenpolitischen Re-
formkurs (Schmähl 2009). Dementsprechend legen wir in 
einem ersten Schritt den im Jahr 2001 umgesetzten renten-
politischen Paradigmenwechsel und das wirtschaftliche 
Interesse der Finanzbranche an der Privatisierung der Al-
terssicherung dar (Abschnitt 2). In einem zweiten Schritt 
beschäftigen wir uns mit der Entwicklung des Spendenver-
haltens von Banken, Versicherungen und Kapitalanlagege-
sellschaften an Bundestagsparteien und kontrastieren diese 
mit den zentralen Entwicklungslinien in der Rentenpolitik 
(3). Abschließend fassen wir die relevanten Ergebnisse zu-
sammen und gehen der Frage nach, inwiefern vor dem 
Hintergrund der dargelegten Entwicklungslinien ein erneu-
ter rentenpolitischer Kurswechsel zu erwarten ist (4).

2. �Privatisierte Alterssicherung und das 
Interesse der Finanzbranche

Die deutsche Rentenpolitik orientierte sich bis in die 1990er 
Jahre vorrangig am Sozialversicherungsparadigma, d. h. die 
gesetzliche Rentenversicherung war als zentrale Institution 
der Alterssicherung auf die Einkommensverstetigung im 
Alter ausgerichtet. Bei durchgängigem Erwerbsverlauf mit 
durchschnittlichem Einkommen war diese verteilungspo-
litische Zielvorstellung gleichbedeutend mit der Sicherung 
des Lebensstandards im Alter (Schmähl 2011b). Entspre-
chend nahmen die beiden weiteren Säulen der Alterssiche-
rung – die betriebliche Altersversorgung und die private 
Altersvorsorge – im Sozialversicherungsparadigma nur eine 
ergänzende Rolle ein. Spätestens seit Mitte der 1990er Jah-
re zeichnet sich allerdings ein tief greifender Wandel der 
rentenpolitischen Konzeption ab. Das Sozialversicherungs-
paradigma wird sukzessive vom Mehr-Säulen-Paradigma 
verdrängt. Der Tenor in aktuellen gesellschaftlichen und 
politischen Debatten ist, dass eine das Einkommen verste-
tigende Alterssicherung nur durch eine stärkere Rolle be-
trieblicher und privater Vorsorgeformen zu gewährleisten 
sei. Dieser „Siegeszug des Mehrsäulenparadigmas“ (Bönker 
2005) führt zu einer deutlichen Gewichtsverlagerung zwi-
schen den drei Säulen der Alterssicherung zugunsten der 
individuellen und betrieblichen Vorsorgeformen. Der ge-
setzlichen Rentenversicherung wird als verteilungspoliti-
sche Zielsetzung nunmehr die Armutsvermeidung zuge-
dacht. Die Sicherung des Lebensstandards erfolgt daher 
nicht länger primär durch das staatliche System, sondern 
in Verbindung mit den Leistungen aus der betrieblichen 
Altersversorgung sowie mittels privatem Vorsorgesparen 
über Lebensversicherungen, Banksparpläne und Invest-
mentfonds (Schmähl 2011b). Als Anreiz zum Vorsorgen 
gewährt der Staat seit der Rentenreform 2001 allen Versi-
cherten der gesetzlichen Rentenversicherung bei Abschluss 
einer Riester-Rente und entsprechenden Eigenleistungen 
eine umfassende finanzielle Förderung in Form von Zula-
gen und Steuererleichterungen. 

Das ökonomische Interesse an dieser „Vermarktlichung 
der Sozialpolitik“ (Nullmeier 2001) ist bei Banken, Versi-
cherungen und Investmentgesellschaften besonders stark 
ausgeprägt: Solange in der gesetzlichen Rentenversicherung 

w	Speziell jene Unternehmen und Verbände, die regelmäßig 
an Parteien spenden, nutzen auch weitere Formen der Ein-
flussnahme und Beziehungspflege. Die finanzielle Stärke 
ist eine zentrale Voraussetzung für das zeitweilige Entsen-
den von Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen in Gremien und 
Bundesministerien, das Betreiben eines Hauptstadtbüros 
in der Nähe des Regierungssitzes, das Abwerben von ehe-
maligen Ministern/Ministerinnen als politische Consultants 
im Unternehmen, das Abhalten parlamentarischer Abende 
sowie für die Durchführung öffentlichkeitswirksamer Kam-
pagnen (Wehlau 2009).
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ein hohes Leistungsniveau gewährt wird, besteht für die im 
staatlichen System Versicherten kaum eine Notwendigkeit, 
individuell vorzusorgen und Altersvorsorgeprodukte der 
Finanzbranche nachzufragen. Daher waren die Geschäfts-
aussichten der Finanzbranche auf dem Markt für private 
Altersvorsorgeprodukte, der lange Jahre und noch immer 
im Wesentlichen von den Lebensversicherern dominiert 
wird, relativ gering. Diese klassische Form der individuellen 
Altersvorsorge fungierte zwar insbesondere für Besserver-
dienende als zusätzliche Einkommensquelle im Alter. Der 
potenzielle Kundenkreis beschränkte sich in Zeiten des So-
zialversicherungsparadigmas neben Selbstständigen und 
Freiberuflern primär auf jene Personen, die neben den Bei-
trägen zur gesetzlichen Rentenversicherung privat vorsor-
gen wollten und finanziell auch dazu in der Lage waren. 
Gewährt der Staat als Rentenleistung hingegen nur eine 
Grundsicherung, so sind die Menschen im Alter zur Siche-
rung des Lebensstandards oder gar zur Vermeidung von 
Altersarmut auf Leistungen einer privaten Zusatzvorsorge 
zwingend angewiesen: ein Milliardengeschäft für die Fi-
nanzbranche, zumal der Staat die Riester-Rente durch Steu-
ererleichterungen und Zulagen bereits mit mehr als 12 Mrd. 
€ gefördert hat.e Die Absatzdynamik wurde durch die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise zwischenzeitlich zwar etwas 
gebremst (Gasche/Ziegelmeyer 2010), aber insgesamt wur-
den in den letzten Jahren mit dieser indirekten Subventio-
nierung der Finanzbranche und den Beiträgen der Versi-
cherten die Verbreitung individueller Altersvorsorge und 
deren Volumen erheblich ausgedehnt. Seit der Einführung 
der Riester-Rente wurden bislang knapp 15 Mio. Verträge 
für diese speziell geförderte Vorsorgeform abgeschlossen 
(Deutscher Bundestag 2011, S. 4).

Für die Banken und Versicherungen geht es allerdings 
um weit mehr als nur um das Geschäft mit der staatlich 
subventionierten Riester-Rente. Schließlich ist zum Auf-
rechterhalten des „gewohnten und gewollten Lebensstan-
dards im Alter“ (BMAS 2011) privates Vorsorgesparen er-
forderlich, dass über die Riester-Rente noch hinausgeht. Die 
öffentlichkeitswirksam geführten Debatten über die dro-
hende Altersarmut und die politisch beförderte Versor-
gungslücke im staatlichen Rentensystem befördern das 
Geschäft der privaten Finanzdienstleister daher auch mit 
weiteren Produkten zur Vermögensbildung. Innerhalb der 
Finanzbranche besteht zugleich ein erheblicher Konkur-
renzkampf um Marktanteile an der privaten Altersvorsorge 
zwischen dem Banken- und Investmentsektor auf der einen 
und dem Versicherungssektor auf der anderen Seite. Die 
Ausdehnung des Kundenpotenzials und der Wettbewerb 
um das Anklagekapital der Versicherten werden in der Bran-
che allerdings nicht nur auf dem Vorsorgemarkt und über 
gezieltes Marketing, sondern auch durch unterschiedliche 
Strategien der politischen Einflussnahme entschieden 
(Brettschneider 2009; Wehlau 2009). 

3. �Rentenpolitik im Lichte von  
Parteispenden

Ein Hinweis auf eine intendierte Beeinflussung politischer 
Entscheidungen sind Großspenden von Unternehmen und 
Verbänden an die Bundestagsparteien. Parteispenden stel-
len eine rechtlich legitimierte Form der finanziellen Unter-
stützung des bevorzugten politischen Lagers dar, die spezi-
fischen Transparenzpflichten unterworfen ist. Namentlich 
das Parteiengesetzr verpflichtet die Parteien zur Offenle-
gung ihrer finanziellen Beziehungen. Demnach sind finan-
zielle Zuwendungen von Privatpersonen wie auch von Un-
ternehmen und Verbänden (juristische Personen), die sich 
in einem Kalenderjahr auf mehr als 10.000 € belaufen, in 
den jährlichen Rechenschaftsberichten der Parteien als 
Großspenden auszuweisen. Einzelne Großspenden im Um-
fang von mehr als 50.000 € sind dem Bundestag sofort 
anzuzeigen.t 

Die Spendenflüsse sind nicht mit einem konkreten Ver-
wendungszweck versehen, sodass Großspenden kein hin-
reichender Nachweis für eine erfolgreiche Einflussnahme 
bei einem spezifischen Reformprozess sind.y Dennoch las-
sen sich idealtypische Motive aufzeigen (Höpner 2009): Ei-
nerseits kann mit Parteispenden gezielt ein bestimmtes po-
litisches Lager gestärkt werden (Spendenkategorie: 
Parteigänger). Andererseits können die finanziellen Zuwen-
dungen der Stabilisierung des politischen Umfelds dienen, 
wobei die Gelder in diesem Fall relativ gleichmäßig über das 
gesamte Parteienspektrum verteilt werden (Spendenkatego-
rie: Landschaftspfleger). Politische Landschaftspflege mittels 
Parteispenden findet insbesondere dort und dann statt, 

e	Für die Jahre 2002 bis 2010 wurden insgesamt knapp 
11 Mrd. € an Zulagen gezahlt. Über die steuerliche Förde-
rung sind bis zum Jahr 2007 – das letzte Jahr, für das diese 
Zahlen bislang vorliegen – etwas mehr als 1 Mrd. € in die 
private Altersvorsorge geflossen (Deutscher Bundestag 
2011, S.10, S. 51ff.).

r	Gesetz über die politischen Parteien vom 31. Januar 1994 
(BGBl. I S. 149), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 23. August 2011 (BGBl. I S. 1748).

t	Sowohl die Rechenschaftsberichte der Parteien als auch die 
Meldungen über die Groß-Großspenden werden als Bun-
destagsdrucksache publiziert und sind auf der Website des 
Deutschen Bundestags öffentlich zugänglich (http://www.
bundestag.de/bundestag/parteienfinanzierung/).

y	Die folgenden Ausführungen beziehen sich ausschließlich 
auf die in den Rechenschaftsberichten der Parteien doku-
mentierten Großspenden. Bei der Bewertung der Ergebnis-
se ist zu berücksichtigen, dass die Vorschriften zur Rechen-
schaftslegung für Großspenden vielfach umgangen werden 
(Alemann 2003). Strafbare finanzielle Beziehungen zwi-
schen Wirtschaft und Politik in Form von Korruption und 
Bestechung sind nicht Bestandteil der Analyse (siehe hier-
zu Bannenberg 2003).
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wenn Unternehmen oder ganze Branchen für ihren wirt-
schaftlichen Erfolg in besonderem Maße von politischen 
Entscheidungen abhängen. Dies ist in der Rentenpolitik zur 
Erschließung von Absatzmärkten für die private Altersvor-
sorge zweifelsohne der Fall. Daher analysieren wir im Fol-
genden die Volumina der Spendenflüsse der Finanzbranche, 
stellen zeitliche Parallelen zu rentenpolitischen Entschei-
dungsprozessen her und zeigen Ansatzpunkte für die Mo-
tivation und Wirkungskraft der Parteispenden auf.

3.1 �Erhöhung und breitere Ausrichtung –  
Entwicklung der Großspenden

In den letzten 15 Jahren hat die Finanzbranche ihre Groß-
spenden an Bundestagsparteien im Trend deutlich ausge-
dehnt (Abbildung 1). In den fünf Bundestagswahljahren 
waren die Spendenflüsse jeweils wesentlich höher als in den 
Nicht-Wahljahren davor und danach. Damit stellt das Spen-
denvolumen der Wahljahre jeweils einen zeitweiligen 
Höchststand dar. Im Jahr 2001 wurde von der Finanzbran-
che erstmals insgesamt mehr als eine Million Euro gespen-
det und im Jahr 2005 die 2-Mio.-€-Grenze überschritten. 
Auch im Zuge der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 
ist das Spendenniveau im Wahljahr 2009 im Vergleich zu 
den Vorjahren leicht angestiegen, allerdings liegt es knapp 
unter dem Spendenniveau aus dem Wahljahr 2005. In der 
Summe belaufen sich die Spenden der Finanzdienstleister 
zwischen 1994 und 2009 auf mehr als 17 Mio. €.

Dieser Anstieg spiegelt keinen allgemeinen Trend in der 
Spendenpraxis von Unternehmen wider: Während sich das 
jährliche Volumen der Großspenden juristischer Personen 
(ohne Finanzbranche) zwischen 1995 und 2007 – also bis 

zum Beginn der globalen Finanzkrise und Wirtschaftskri-
se – verdoppelt hat (Anstieg von 1,8 Mio. € auf 3,6 Mio. €), 
haben sich die Großspenden der Finanzbranche im glei-
chen Zeitraum verfünffacht (Anstieg von 280.000 € auf 
1,4 Mio. €). Der Anteil der Großspenden von der Finanz-
branche am Spendenaufkommen juristischer Personen 
insgesamt ist in diesem Zeitraum von 13,7 % auf knapp 
30 % angestiegen. Insofern hat die Finanzbranche ihr fi-
nanzielles Engagement bei der Parteienfinanzierung in der 
Summe wie auch im Verhältnis zu anderen Branchen deut-
lich ausgeweitet.

Eine differenzierte Analyse der Spendenpraxis zeigt, dass 
knapp vier Fünftel der Spenden der Finanzbranche aus dem 
Banken- und Investmentsektor stammen (79 % bzw. 
13,6 Mio. € im Zeitraum 1994 – 2009). Der Anteil des Ver-
sicherungssektors an den Großspenden beläuft sich analog 
auf ein gutes Fünftel (21 % bzw. 3,5 Mio. €), wobei der Groß-
teil dieser Spenden allein seitens der Allianz aufgewendet 
wird (3,2 Mio. €). Die starke Konzentration auf einige we-
nige Akteure innerhalb der Finanzbranche spiegelt sich 
somit auch bei den Spendenflüssen wider: 83 % der Groß-
spenden der Finanzbranche stammen allein von den drei 
bzw. vier deutschen Großbanken (Deutsche Bank, Com-
merzbank, HypoVereinsbank sowie bis 2009 Dresdner 
Bank), dem Finanzvertrieb Deutsche Vermögensberatung 
AG (DVAG) und dem Versicherungskonzern Allianz.

Für die Jahre 2010 und 2011 liegen bislang lediglich 
Angaben über Spenden vor, die im Einzelfall die Summe 
von 50.000 € überschreiten, da diese – anders als die Re-
chenschaftsberichte – sofort publiziert werden müssen.u 
Allein diese unmittelbar meldungspflichtigen Großspenden 
belaufen sich auf knapp 1,1 Mio. € (Tabelle 1).

Zugute kommen die Spenden der Finanzbranche ins-
besondere dem christlich-liberalen Lager, da es der Branche 
traditionell näher steht als der SPD und dem Bündnis 90/
Die Grünen (Abbildung 2). In jedem Jahr haben die CDU/
CSU zusammen mehr als die Hälfte der Spenden der Fi-
nanzbranche auf sich vereinen können.i Nach dem Regie-
rungswechsel im Jahr 1998 hin zu Rot-Grün wurden aber 
auch die SPD und erstmalig das Bündnis 90/Die Grünen 
mit Großspenden der Finanzbranche bedacht. Da das fi-

u	Die Spendengelder, die unterhalb dieser Schwelle liegen, 
sind nicht der Ad-hoc-Publikationspflicht unterworfen. Sie 
werden erst mit Erscheinen der Rechenschaftsberichte der 
Bundestagsparteien veröffentlicht. Da diese Berichte in der 
Regel erst nach Ablauf von zwei Jahren öffentlich zugäng-
lich sind, ist eine systematische Auswertung der Spenden-
flüsse nur mit zeitlicher Verzögerung möglich.

i	In den 1990er Jahren lag der CDU/CSU-Anteil am Spenden-
volumen der Finanzbranche zum Teil bei über 90 %. Seither 
hat er allerdings im Trend abgenommen, während die FDP 
ihren Anteil am Spendenvolumen der Finanzbranche seit 
1994 deutlich ausbauen konnte (36 % im Jahr 2009; eigene 
Berechnungen auf Basis der Rechenschaftsberichte der 
Bundestagsparteien).

ABB. 1

Spenden der Finanzbranche an Bundesparteien (nach Spendern)
in Euro           � Banken und Investmentsektor       �  Versicherungssektor

*= Bundestagswahljahr.

Quelle: Datenbasis: Rechenschaftsberichte der Bundestagsparteien, vgl. Deutscher
Bundestag (1994-2009). Darstellung und Berechnungen der Autoren.
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nanzielle Engagement für das christlich-liberale Lager auf 
hohem Niveau weitergeführt wird, ist das Spendenniveau 
der Branche insgesamt angestiegen.

3.2 �Spenden im Lichte politischer  
Entscheidungen – zeitliche Parallelen

Die Ausrichtung der Spenden der Finanzbranche bestätigt 
zunächst die besondere Beziehung der Finanzbranche zu 
den beiden bürgerlichen Parteien. Die Zunahme der Spen-
den von Unternehmen und Verbänden in Wahljahren re-
sultiert daraus, dass gerade in Wahlkampfzeiten das bevor-
zugte politische Lager in besonderem Maße finanziell 
unterstützt wird. Seit 1998 sind die Spenden der Finanz-
branche jedoch auch in den Nicht-Wahljahren massiv aus-
gedehnt worden: In der Phase der konzeptionellen Erarbei-
tung und Verabschiedung der Rentenreform 2001 waren 
die Spenden der Finanzbranche in jedem Jahr mehr als 
doppelt so hoch wie in der vorangegangenen Legislaturpe-
riode. Das Spendenaufkommen der Finanzbranche im Jahr 
2001 ist besonders bemerkenswert: Im Jahr der Verabschie-
dung der Privatisierung der Alterssicherung wurde seitens 
der Finanzbranche erstmals mehr als eine Million Euro 
gespendet. Damit war das Spendenniveau mehr als drei Mal 
so hoch wie zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Ren-
tenreform im Jahr 1997.

Allein die Allianz hat zwischen 2000 und 2002 mehr als 
eine Million Euro an die Bundestagsparteien gespendet – 

und zwar erstmalig auch an die SPD und an das Bündnis 90/
Die Grünen. Im Jahr der Beschlussfassung zur Riester-Ren-
te haben die Großspenden des Marktführers der Versiche-
rungswirtschaft mit knapp einer halben Million Euro 

TABELLE 1

Spenden der Finanzbranche, die im Einzelfall 50.000 € übersteigen, 2010/2011

Zeitpunkt Spender Empfänger Spendenhöhe

Februar 2010
Deutsche Vermögensberatung AG CDU 125.000 €

Allfinanz Deutsche Vermögensberatung AG CDU 75.000 €

Juli 2010
Allfinanz Deutsche Vermögensberatung AG FDP 75.000 €

Allianz SE CSU 60.001 €

August 2010

Allianz SE CDU 60.001 €

Allianz SE SPD 60.001 €

Allianz SE Die Grünen 60.001 €

Allianz SE FDP 50.001 €

Deutsche Vermögensberatung AG FDP 65.000 €

November 2010
Deutsche Vermögensberatung AG FDP 60.000 €

Berenberg Bank CDU 100.000 €

Juni 2011 Allianz SE CSU 50.001 €

Juli 2011

Allianz SE CDU 50.001 €

Allianz SE FDP 50.001 €

Allianz SE SPD 50.001 €

Allianz SE Die Grünen 50.001 €

Berenberg Bank CDU 100.000 €

Quelle: Darstellung der Autoren auf Basis der Unterrichtungen durch den Präsidenten des  
Deutschen Bundestages (Veröffentlichung von Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 50.000 € übersteigen nach  
§ 25 Abs. 3 Satz 3 Parteiengesetz; Stand: Januar 2012); Deutscher Bundestag (2010 – 2011).

ABB. 2

Spenden der Finanzbranche an Bundesparteien (nach Empfängern)
in Euro          � an CDU/CSU     � an FDP     � an SPD     �  an Die Grünen

*= Bundestagswahljahr.

Quelle: Datenbasis: Rechenschaftsberichte der Bundestagsparteien, vgl. Deutscher
Bundestag (1994-2009). Darstellung und Berechnungen der Autoren.
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einen absoluten Höchstwert erreicht.o Auch bei den Groß-
banken hat im Zuge des Reformprozesses eine deutliche 
Intensivierung und Verbreiterung der Spendenflüsse statt-
gefunden: Nachdem zunächst fast ausschließlich von der 
Deutschen Bank und bevorzugt in Wahljahren in nennens-
wertem Umfang gespendet wurde, setzte das finanzielle 
Engagement der übrigen Großbanken gegen Ende der 
1990er Jahre ein.a Seit Ankündigung der Rentenprivatisie-
rung im Jahr 1998 belaufen sich die Parteispenden allein 
der Großbanken jährlich auf 370.000 bis 1 Mio. €. Erst mit 
Beginn der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 
2007 haben die Großbanken ihr finanzielles Engagement 
für Bundestagsparteien zurückgefahren.

3.3 �Parteigänger oder Landschaftspfleger?  
Motivation und Wirkungskraft der Spenden

Die skizzierte Spendenpraxis der Finanzbranche zeugt we-
niger vom Versuch der Unterstützung der jeweiligen Bun-
desregierung oder eines bestimmten politischen Lagers in 
Wahlkampfzeiten, wenngleich die Finanzbranche das bür-
gerliche Lager überproportional stark unterstützt. Vielmehr 
zeichnet sich eine breit gefächerte Zuwendungspraxis ab, 
sodass die geleisteten Spenden als Form der politischen 
Landschaftspflege im Vorfeld wichtiger Entscheidungen zu 
interpretieren sind. Schließlich hängen die Ausdehnung des 
Marktes für private Altvorsorgeprodukte und der wirt-
schaftliche Erfolg der Branche in diesem Segment wesent-
lich vom rentenpolitischen Kurs der Bundestagsparteien 
und speziell der Bundesregierung ab. Deshalb ist es für die 
Finanzbranche von strategischer Bedeutung, mit ihren fi-
nanziellen Zuwendungen gezielt jene Parteien zu unterstüt-
zen, die den „Modernisierungstrend“ in der Alterssiche-
rung befördern und der privaten Altersvorsorge ein 
stärkeres Gewicht verschaffen wollen. Folgerichtig erhält 
von den Bundestagsparteien einzig die Partei Die Linke, die 
einer kapitalmarktbasierten Alterssicherung im Grundsatz 
kritisch gegenüber steht, keine Spenden von der Finanz-
branche. Zusammengefasst zeigt sich, dass die Sozialdemo-
kraten und die Grünen als Regierungsparteien erstmalig 
Spenden der Finanzbranche erhielten, wenn auch auf ge-
ringerem Niveau als die bürgerlichen Parteien. Hier kom-
men die inhaltlichen Übereinstimmungen und die traditi-
onelle Nähe der Finanzbranche zum christlich-liberalen 
Lager und das Parteigänger-Motiv zum Ausdruck, die auch 
in ihren Oppositionszeiten finanzielle Unterstützung auf 
hohem Niveau erfahren.

Aufgrund der zeitlichen Parallelen von Rentenrefor-
men und Spendenflüssen können Letztere zum einen als 
Flankierung, Honorierung oder Gegenleistung der indi-
rekten Subventionierung der Finanzbranche interpretiert 
werden. Zum anderen hat die Finanzbranche nicht nur ein 
großes wirtschaftliches Interesse an einer privatisierten 
Alterssicherung. Deren Interesse richtet sich darüber hin-
aus beispielsweise auch auf eine förderliche Steuerpolitik 
und Finanzmarktregulierung. Daher kann das Spenden-

verhalten der Finanzbranche bis zum Eintritt der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise auch im Kontext der weite-
ren Liberalisierung der Finanzmarktregulierung gesehen 
werden (Höpner 2009). Der Zusammenhang zwischen 
Wirtschaftsinteressen und Sozialstaatsreformen im Allge-
meinen sowie Rentenreformen im Besonderen sollte daher 
in weiteren empirischen Studien überprüft werden. Hier-
bei sind auch andere Formen der Einflussnahme zu be-
rücksichtigen, zumal die Wirksamkeit von Spenden durch 
die Einbindung in eine umfassende Einflussstrategie noch 
verstärkt wirkt. 

Unabhängig von der faktischen Wirkung der einzelnen 
Finanzflüsse stellen Parteispenden den Versuch dar, über 
den gezielten Einsatz von Geld politischen Einfluss zu ge-
winnen und partikulare Interessen bei Reformprozessen 
durchzusetzen. Im Hinblick auf die Rentenpolitik ist fest-
zustellen, dass deren konzeptionelle Neuausrichtung erstens 
dem privatwirtschaftlichen Interesse der Finanzbranche 
entspricht. Zweitens sind insbesondere in der Phase der 
Entwicklung und Verabschiedung dieses Paradigmenwech-
sels Großspenden der Finanzbranche an Bundestagspartei-
en geflossen und in der Höhe wie auch in der Breite ausge-
dehnt worden. Die Spendenflüsse an Parteien sind zwar 
kein hinreichender Nachweis für eine erfolgreiche Einfluss-
nahme bei einem spezifischen Reformprozess; sie können 
aber als wichtiges Element einer facettenreichen Einfluss-
strategie durchaus Wirkung entfalten (Wehlau 2009). Des-
halb ist der Paradigmenwechsel in der bundesdeutschen 
Alterssicherungspolitik nicht allein aufgrund der Spenden-
gelder der Finanzbranche, aber offensichtlich im Interesse 
und unter dem Einfluss der Finanzlobby konzipiert, be-
schlossen und letztlich auch umgesetzt worden. Die anhal-
tend hohen Spendenflüsse und das im Vergleich zur Spen-
denentwicklung juristischer Personen insgesamt 
zunehmende finanzielle Engagement der Finanzbranche 
offenbaren ein großes Interesse in strategisch wichtigen 
Politikfeldern, zu dem die Rentenpolitik zweifellos zählt.

o	Bis dahin hatte die Allianz bis zum Jahr 2000 lediglich nie
drige sechsstellige Beträge an die Parteien der schwarz-gel-
ben Koalition oder gar nicht gespendet. Zwischen 2001 und 
2010 spendete die Allianz jährlich 290.005 € an alle politi-
schen Parteien, die eine konzeptionelle Neuausrichtung der 
Rentenpolitik im Grundsatz unterstützen. Es gingen jeweils 
60.001 € an die CDU, CSU, SPD und Die Grünen sowie 
50.001 € an die FDP. Im Jahr 2011 spendete die Allianz an 
die genannten Parteien einheitlich jeweils 50.001 € (insge-
samt 250.005 €). 

a	Zwischen 1994 und 1997 hatte seitens der Großbanken ein-
zig die Deutsche Bank regelmäßig und in nennenswertem 
Umfang gespendet (jährliche Spendensumme zwischen 
200.000 und 440.000 Euro).
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4. Erneuter Kurswechsel nicht in Sicht

Ausgangspunkt des vorliegenden Beitrags war die Feststel-
lung, dass die Ursachen und Antriebskräfte des Wandels in 
der deutschen Rentenpolitik in der sozialwissenschaftlichen 
Literatur nach wie vor kontrovers diskutiert werden. Einer-
seits werden externe Zwänge, andererseits der Einfluss po-
litischer Akteure und deren Interessen betont. Im Fokus 
stehen häufig Regierungen und Parteien, wenngleich auch 
weitere Akteure versuchen, ihren Einfluss in diesem Poli-
tikfeld geltend zu machen. Insbesondere Banken, Invest-
mentgesellschaften und Versicherungen verfolgen privat-
wirtschaftliche Interessen an der Privatisierung der 
Alterssicherung und verfügen über formelle wie informelle 
Ressourcen, um diese in politische Prozesse einzubringen. 
Großspenden von Unternehmen und Verbänden an Bun-
destagsparteien sind in diesem Zusammenhang ein wich-
tiges Indiz für die intendierte Beeinflussung politischer 
Entscheidungen. Im Mittelpunkt des Beitrags stand daher 
die Frage, inwiefern die Parteispenden der Finanzbranche 
einen Erklärungsansatz für den in den vergangenen Jahren 
vollzogenen rentenpolitischen Paradigmenwechsel in 
Deutschland darstellen.

Im Ergebnis zeugen die Spendenflüsse davon, dass die 
Finanzbranche in den für die Rentenpolitik entscheidungs-
relevanten Phasen ihr finanzielles Engagement gegenüber 
den Bundestagsparteien deutlich ausgeweitet hat, und zwar 
sowohl in der Höhe als auch in der Breite. Dieses Spenden-
verhalten weist auf „politische Landschaftspflege“ im Vor-
feld relevanter Entscheidungen hin. Die Finanzbranche hat 
ihre Spenden also weniger zur Unterstützung eines spezifi-
schen politischen Lagers eingesetzt, sondern sie waren Be-
standteil einer breit gefächerten Beziehungspflege. Dies gilt 
insbesondere für die Phase, in der die Privatisierung der 
Alterssicherung konzeptionell vorbereitet und durch Re-
formgesetze auf den Weg gebracht worden ist. Die aufge-
zeigten zeitlichen Parallelen zwischen den Finanzflüssen 
und den rentenpolitischen Weichenstellungen legen daher 
den Schluss nahe, dass die Finanzbranche den Policy-Wan-
del in der Rentenpolitik finanziell flankiert und damit in 
der inhaltlichen Ausrichtung unterstützt hat. 

Dies führt uns zu der Frage, welche rentenpolitischen 
Entwicklungen in den kommenden Jahren zu erwarten sind. 
Grundsätzlich stehen seit den vollzogenen Kürzungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung Maßnahmen zur Vermei-
dung von Altersarmut auf der politischen Tagesordnung. 
Hierzu wurde seitens der Regierungskoalition im Herbst 
2011 ein sogenannter „Rentendialog“ zwischen Ministeri-
um, Deutscher Rentenversicherung Bund, Gewerkschaften, 
Verbänden und weiterer Expertise initiiert, um gesetzgebe-
rische Maßnahmen vorzubereiten, die bis zum Jahr 2013 in 
Kraft treten sollen. Bereits nach den ersten Verlautbarungen 
des Rentendialogs war aber absehbar, dass die drängenden 
Fragen der Rentenpolitik nicht thematisiert werden und die 
jetzige rentenpolitische Konzeption im Kern beibehalten 

wird, wenngleich umfangreiche alternative Vorschläge vor-
liegen (siehe z. B. Dedring et al. 2010). Im aktuellen politi-
schen Diskurs werden die Problemlagen speziell jener Men-
schen vernachlässigt, die sich trotz Förderung keine oder 
kaum private Altersvorsorge leisten können oder nicht von 
betrieblichen Systemen erfasst sind. Da die zusätzlich auf-
gebauten Rentenansprüche im Alter auf die Grundrente 
angerechnet werden, sparen gerade die Geringverdienenden 
für die zukünftige Entlastung der öffentlichen Haushalte, 
nicht aber für ihre eigene Versorgung im Alter. Allein die 
Finanzbranche profitiert von den Steuermitteln, mit denen 
die Riester-Rente gefördert wird (Schmähl 2009). Damit 
hat sich ihr finanzielles Engagement zur Privatisierung der 
Alterssicherung mehr als rentiert.

Unabhängig davon, in welchem Umfang individuell für 
das Alter vorgesorgt werden kann, hängt der Leistungsum-
fang aus der privaten Altersvorsorge ganz maßgeblich von 
der Entwicklung der internationalen Finanzmärkte und dem 
Wert des Vorsorgekapitals zum Zeitpunkt des Renteneintritts 
ab (Christen 2011; Schmähl 2011b). Deshalb ist heute weder 
der nominale noch der reale Wert der privaten Altersvor-
sorge von morgen vorhersagbar. Vor diesem Hintergrund 
bleibt ungewiss, ob sich das politische Ziel der Einkommens-
verstetigung im Alter durch betriebliche und private Vor-
sorgeformen realisieren lässt. Denn das Erreichen vertei-
lungspolitischer Ziele durch Marktmechanismen ist an 
bislang nicht erfüllte Voraussetzungen geknüpft: So muss 
der Zugang der Verbraucherinnen und Verbraucher zu den 
Wohlfahrtsmärkten gewährleistet sein. Zudem müssen die 
Voraussetzungen gegeben sein, dass die Verbraucherinnen 
und Verbraucher über die erforderlichen Informationen 
verfügen und zu einem angemessenem Marktverhalten be-
fähigt sind (Blank 2011b). Überdies hat die im Jahr 2008 
global einsetzende Finanz- und Wirtschaftskrise die hohen 
Risiken der privaten Altersvorsorge verdeutlicht, die aus der 
Anlage der Rentenbeiträge auf den internationalen Finanz-
märkten resultieren. Nicht zuletzt werfen die Finanzkrise 
und die Spekulation gegen alles und jeden ein Schlaglicht 
auf die Geschäftspraktiken der Finanzdienstleister. Die zahl-
reichen Fälle von Missmanagement, Veruntreuung und Spe-
kulationsverlusten haben zu einem erheblichen Vertrauens-
verlust der Branche geführt (GVG 2009; Hickel 2012). 

Die Finanzkrise hat zwar die Gefahren einer Verlage-
rung hin zu kapitalgedeckten Vorsorgeformen eindrücklich 
verdeutlicht, aber Konzepte zur Sicherung des Lebensstan-
dards im Alter jenseits der Finanzmärkte werden auch im 
Regierungsdialog Rente bislang nicht diskutiert. Während 
die Parteispenden der Finanzbranche weiter auf hohem 
Niveau fließen, bleibt es verdächtig ruhig im Politikfeld 
Alterssicherung. Ein erneuter Kurswechsel ist nicht in Sicht. 
Damit steckt der „sozialpolitische Tanker“ Alterssicherung 
auf absehbare Zeit zwischen unsicheren Finanzmärkten 
auf der einen und drohender Altersarmut auf der anderen 
Seite fest. 
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